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§ 6

Zuständige Behörde

Zuständige Behörde für die Durchführung der Auf-
gaben nach diesem Gesetz ist das Ministerium für In-
neres und Sport.

§ 7

In-Kraft-Treten, Auûer-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in
Kraft.

Es tritt zum 31. Dezember 2007 auûer Kraft.

Saarbrücken, den 18. März 2003

Die Regierung des Saarlandes

Müller Spoerhase-Eisel

Jacoby Schreier

Kramp-Karrenbauer Dr. Görner

Dr. Georgi Mörsdorf

Verordnungen

82 Verordnung
über das Naturschutzgebiet ¹Saar-Steilhänge/

Lutwinuswaldª

Vom 10. März 2003

Auf Grund des § 17 Saarländisches Naturschutzgesetz
in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. März
1993 (Amtsbl. S. 346, 482), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 15. Februar 1997 (Amtsbl. S. 258), verordnet
das Ministerium für Umwelt:

§ 1

Schutzgebiet

(1) Das im Folgenden näher bestimmte Gebiet mit ei-
ner Gröûe von ca. 696 ha wird zum Naturschutzgebiet
erklärt; es trägt die Bezeichnung Naturschutzgebiet
¹Saar-Steilhänge/Lutwinuswaldª.

Das Naturschutzgebiet liegt in der Gemeinde Mett-
lach links der Saar im Wald zwischen Saarschleife und
Landesgrenze zu Rheinland-Pfalz.

Es umfasst folgende Grundstücke:

Gemeinde Mettlach

Gemarkung Orscholz,

Flur 3,

Teile der Flurstücke 22/7 und 21/16

Gemarkung Weiten,

Flur 3,

Nr. 18/8, 18/14 bis 18/20, 18/24, 33/19, 19/2, 19/4, 20,
21, 22/4, 7/47, 7/20, 12/6, 7/50, 7/52, 7/55, 7/56

sowie Teile der Flurstücke 18/31, 12/41, 7/39 und 76/7;

Gemarkung Keuchingen,

Flur 1,

Nr. 3933/8, 3933/1, 3934/3, 3934/2, 3186/3 bis 3186/5,
5715/3932

sowie Teile der Flurstücke 5716/3932, 3930/10, 3564/2,
3218/2, 3183/5 und 3158/7.

(2) Das Naturschutzgebiet ist in dem anliegenden Kar-
tenausschnitt gekennzeichnet sowie in der Kataster-
karte im Maûstab 1 : 5000 mit Randsignatur dar-
gestellt. Die Katasterkarte wird im Ministerium für
Umwelt Ð Oberste Naturschutzbehörde, Saarbrü-
cken, verwahrt. Eine weitere Ausfertigung befindet
sich bei der unteren Naturschutzbehörde beim Land-
kreis Merzig-Wadern. Die Karte kann bei den genann-
ten Behörden von jedermann eingesehen werden.

(3) Das Naturschutzgebiet wird an den Zugängen
durch das amtliche Schild ¹Naturschutzgebietª ge-
kennzeichnet.

§ 2

Schutzzweck

Schutzzweck für das Naturschutzgebiet ist:

1. die Erhaltung, Pflege und Entwicklung der Le-
bensgemeinschaften und Lebensstätten seltener
und in ihrem Bestand bedrohter wildwachsender
Pflanzengesellschaften, insbesondere in den natur-
nahen Waldbiozönosen und natürlichen offenen
Lebensräumen auf Extremstandorten des Taunus-
Quarzit entlang der erdgeschichtlich bedeutsamen
¹Saarschleifeª,

2. die Erhaltung, Pflege und Entwicklung der Le-
bensgemeinschaften und Lebensstätten seltener
und in ihrem Bestand bedrohter Tierarten,

3. die Erhaltung und Entwicklung als Gebiet von ge-
meinschaftlicher Bedeutung nach der Richtlinie
92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Er-
haltung der natürlichen Lebensräume sowie der
wildlebenden Tiere und Pflanzen (Abl. EG Nr.
L 206 S. 7), zuletzt geändert durch die Richtlinie
97/62/EG vom 27. Oktober 1997 (Abl. EG Nr.
L 305 S. 42) für:

a) Lebensraumtypen nach Anhang I der FFH-
Richtlinie, wie z.B. trockene europäische Hei-
den, kieselhaltige Steinschütten der Berglagen
Mitteleuropas, Silikatfelsen mit Felsspaltenve-
getation, Silikatfelsen mit Pioniervegetation,
Hainsimsen-Buchenwald, subatlantischer oder
mitteleuropäischer Stieleichenwald oder Ei-
chen-Hainbuchenwald, Schlucht- und Hang-
mischwälder,
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b) Tier- und Pflanzenarten nach Anhang II der
FFH-Richtlinie, wie z.B. Spanische Flagge
(Schmetterling) und Groppe (Kleinfisch),

4. die Erhaltung und Entwicklung als Gebiet von ge-
meinschaftlicher Bedeutung nach der Richtlinie
79/409 EWG vom 2. April 1979 (Abl. EWG Nr. L
103/1), zuletzt geändert durch Richtlinie 97/49/EG
vom 29. Juli 1997 (Abl. EG Nr. L 223/9) über die
Erhaltung der wildlebenden Vogelarten (Europäi-
sche Vogelschutzrichtlinie) für Arten nach Anhang
I, wie z.B. Eisvogel, Grauspecht, Schwarzspecht,
Mittelspecht,

5. die Erhaltung der besonderen landschaftlichen Ei-
genart und Schönheit,

6. die Erhaltung der besonderen Bedeutung für die
naturbezogene, naturverträgliche Erholung,

7. die wissenschaftliche Untersuchung der Tier- und
Pflanzengemeinschaften sowie der Waldentwick-
lung auf Dauerversuchsflächen.

§ 3

Verbote

In dem Naturschutzgebiet sind Ð mit Ausnahme der
in § 4 festgelegten Handlungen Ð alle Maûnahmen
verboten, die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder
nachhaltigen Störung des Naturschutzgebietes oder
seiner Bestandteile führen oder dem Schutzzweck ge-
mäû § 2 widersprechen.

Insbesondere ist verboten

1. bauliche Anlagen zu errichten, auch solche, die
keiner Baugenehmigung bedürfen,

2. das Naturschutzgebiet unbefugt mit Kraftfahrzeu-
gen zu befahren,

3. auûerhalb der vorhandenen Wege Rad zu fahren
oder zu reiten,

4. die Blockschutthalden und Felshänge zu betreten,

5. Hunde frei laufen zu lassen,

6. wildwachsende Pflanzen einzubringen, zu entneh-
men oder zu schädigen und nicht dem Jagdgesetz
unterliegende Tiere auszusetzen oder zu stören.

§ 4

Zulässige Handlungen

1. Die forstwirtschaftliche Nutzung ist im Rahmen
des mit dem Landesamt für Umweltschutz abge-
stimmten und von der Forstbehörde genehmigten
periodischen Betriebswerkes zulässig mit den
Maûgaben, dass

• keine Düngung und keine Behandlung mit che-
mischen Mitteln erfolgen,

• nur kahlschlagsfreie Einzelstammnutzung er-
folgt,

• keine Aufforstungen vorgenommen werden,

• ein Totholzanteil von mindestens 10 % des
Holzvorrates der Waldgesellschaften auf der
Fläche verbleibt,

• in Gewässerrandstreifen von 10 m je Ufer
keine Nutzung erfolgt.

2. Die Nutzung bestehender Wege, Leitungen, Ein-
richtungen sowie die fischereiliche Nutzung der
Gewässer sind im Rahmen bestehender Nutzungs-
rechte und Pachtverträge zulässig.

3. Arbeiten zur Unterhaltung und Instandsetzung
rechtmäûig bestehender Anlagen, Wege, Leitun-
gen (einschlieûlich Leitungstrassen) und Einrich-
tungen (einschlieûlich der Aussichtspunkte Cloef,
Kleine Cloef, Teufelstein, Schleifsteinkopp und der
Wassertret-Anlage mit Quellfassung nahe der
Cloef) Ð mit Ausnahme der Maûnahme nach
Nr. 4 Ð sind in der Zeit vom 15. August bis
15. Februar zulässig; bei Gefahr im Verzug und
bei unaufschiebbaren Arbeiten an den Leitungs-
netzen und Straûen gilt diese Fristbeschränkung
nicht.

4. Verkehrsicherungsmaûnahmen im Bereich der
Blockschutthalden und Felsen sowie Rückschnitte
an Bäumen für Sicht-Schneisen sind in Abstim-
mung mit dem Landesamt für Umweltschutz
durchzuführen.

5. Die Ausübung der Jagd ist im Rahmen des § 30
Abs. 1 des Saarländischen Jagdgesetzes vom
27. Mai 1998 (Amtsbl. S. 638) zulässig.

6. Wissenschaftliche Untersuchungen sind mit Er-
laubnis der Obersten Naturschutzbehörde und in
Abstimmung mit der Forstbehörde zulässig.

7. Erdarbeiten zur Sicherung, wissenschaftliche
Dokumentationen und Bergung von Bodendenk-
mälern nach § 20 des Saarländischen Denkmal-
schutzgesetzes vom 12. Oktober 1977 (Amtsbl.
S. 993) sind im Einvernehmen mit der obersten
Naturschutzbehörde zulässig.

§ 5

Ausnahmen

Die oberste Naturschutzbehörde kann im Einzelfall
von Maûgaben nach § 4 für eine bisher rechtmäûig
durchgeführte Nutzung oder für Maûnahmen geringen
Umfangs Ausnahmen zulassen, wenn dadurch der
Schutzzweck nicht beeinträchtigt wird. § 34 Abs. 2
Saarländisches Naturschutzgesetz bleibt unberührt.

§ 6

Pflege- und Entwicklungsmaûnahmen

(1) Für das Naturschutzgebiet wird ein Pflege- und
Entwicklungsplan von der Forstbehörde im Einver-
nehmen mit der Obersten Naturschutzbehörde auf-
gestellt.
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(2) Pflege- und Entwicklungsmaûnahmen werden vom
Landesamt für Umweltschutz oder unter dessen fach-
licher Leitung in Abstimmung mit der Forstbehörde
durchgeführt. § 35 Saarländisches Naturschutzgesetz
ist entsprechend anzuwenden.

(3) Bei Verpachtung der im Eigentum der Gemeinde
Mettlach, des Landes oder des Bundes befindlichen
Grundstücke und bei vertraglichen Vereinbarungen
zur Förderung der Nutzung sind die Vorgaben des
Pflege- und Entwicklungsplanes für die betroffene
Fläche zu beachten.

(4) Als Pflege- und Entwicklungsmaûnahme gelten
auch die Beseitigung von den Schutzzweck störenden
baulichen Anlagen, Wegen oder sonstigen Einrichtun-
gen ohne rechtlichen Bestandsschutz sowie Schutz-
maûnahmen gegen schädliche Einwirkungen auf das
Naturschutzgebiet.

§ 7

Duldungspflicht

Die Eigentümerinnen, Eigentümer und Nutzungs-
berechtigten von Grundstücken innerhalb des Natur-
schutzgebietes haben zu dulden, dass

1. die Grenzen des Schutzgebietes durch Aufstellung
des amtlichen Schildes ¹Naturschutzgebietª ge-
kennzeichnet werden,

2. in das Liegenschaftskataster der Hinweis ¹Natur-
schutzgebietª aufgenommen wird.

§ 8

Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig nach § 38 Abs. 1 Nr. 9 Saarländisches
Naturschutzgesetz handelt, wer im Naturschutzgebiet
vorsätzlich oder fahrlässig gegen § 3 oder gegen Maû-
gaben des § 4 verstöût.

§ 9

In-Kraft-Treten

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-
dung im Amtsblatt des Saarlandes in Kraft.

Gleichzeitig treten die Verordnungen über die Natur-
schutzgebiete ¹Welles-Zweibachtalª vom 18. März
1963 (Amtsbl. S. 156) und ¹Saarsteilhänge am Kaiser-
wegª vom 28. April 1992 (Amtsbl. S. 1992) auûer
Kraft.

Saarbrücken, den 10. März 2003

Der Minister für Umwelt

Mörsdorf
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Verordnungen

184 Verordnung über das Naturschutzgebiet  
 „Steilhänge der Saar“ (N 6505-301)

Vom 21. Juni 2017

Auf Grund des § 20 Absätze 1 und 3 des Saarlän-
dischen Naturschutzgesetzes vom 5. April 2006 (Amts-
bl. S. 726) in Verbindung mit § 22 Absätze 1 und 2, 
§ 23 und § 32 Absätze 2 und 3 des Bundesnaturschutz-
gesetzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542) in der 
jeweils geltenden Fassung verordnet das Ministerium 
für Umwelt und Verbraucherschutz:

Präambel

Natura 2000-Gebiete sind Bestandteil eines europa-
weit verpflichtenden Schutzge bietsnetzes zum Schutz 
besonderer Lebensräume und Arten. Die Mitgliedstaa-
ten haben für ihren Anteil an Natura 2000-Gebieten 
Maßnahmen zu ergreifen, um diese Gebiete als beson-
dere Schutzgebiete endgültig unter Schutz zu stellen.

Ziel der FFH- und Vogelschutzrichtlinie ist der länder-
übergreifende Schutz gefähr deter wild lebender Pflan-
zen- und Tierarten zur Erhaltung der biologischen Viel-
falt (Biodiversität), das heißt der Vielfalt der Arten, der 
genetischen Vielfalt und der Viel falt der Ökosysteme.

Ziel der Natura 2000-Gebiete ist ausdrücklich nicht die 
Aufgabe der Nutzung, son dern der Erhalt artenreicher, 
naturnah bewirtschafteter Kulturlandschaften mit ihrer 
hohen Artenvielfalt. Die Landbewirtschaftung ist also 
erwünscht und oftmals notwendig um den „günstigen 
Erhaltungszustand“ der natürlichen Lebensräume und 
Arten zu ge währleisten.

Der Betrachtungs- und Beurteilungszeitraum be-
gann dabei jeweils mit der Anerken nung eines Natura 
2000-Gebietes durch die EU-Kommission.

Grundstückseigentümer und Bewirtschafter haben die 
Aufgabe durch eine verant wortliche Nutzung der Flä-
chen dazu beizutragen, dass sich der ökologische Zu-
stand nicht verschlechtert (Verschlechterungs verbot).

Die Wahrung des günstigen Erhaltungszustandes wird 
vorrangig durch Regelungen zur Bewirtschaftung in 
der Verordnung gesichert. Die weiteren Erhaltungs-
ziele – Wie derherstellung und Entwicklung eines 
günstigen Erhaltungszustandes – sollen in erster Linie 
durch einen mit den Bewirtschaftern in gebiets- und 
bedarfsorientierten Nutzergesprächen abgestimmten 
Managementplan erreicht werden.

Ein wirkungsvolles Gebietsmanagement ist für den er-
folgreichen Schutz der Lebens räume und Arten unver-
zichtbar.

Regelungen, die die Landbewirtschaftung einschrän-
ken, werden durch finanzielle Hilfen für die Bewirt-
schafter sinnvoll ergänzt.

Die Europäische Union eröffnet durch die Verab-
schiedung der Agenda 2000 finan zielle Möglichkei-

ten für landwirtschaftliche Betriebe, die durch eine 
naturschutzge rechte Wirtschaftsweise auch in FFH- 
und Vogelschutzgebieten zur Erhaltung von Lebens-
raumtypen und Arten beitragen.

Fördermöglichkeiten bestehen grundsätzlich durch den 
Europäischen Landwirt schaftsfonds für die Entwick-
lung des ländlichen Raumes (ELER) und das Finanzie-
rungsinstrument für die Umwelt (LIFE).

Um den an die Natura 2000-Gebiete gestellten Er-
wartungen gerecht zu werden, ist in den Natura 
2000-Richtlinien geregelt, dass alle sechs Jahre in den 
Mitgliedstaaten eine Berichterstattung über den Erfolg 
der in den FFH-Gebieten durchgeführten Schutzmaß-
nahmen erfolgen muss.

Dieser Bericht muss zudem die wichtigsten Er-
gebnisse des allgemeinen Monitorings beinhalten. 
Kommt ein Mitgliedsstaat seinen aus den europäi-
schen Richtlinien er wachsenen Verpflichtungen nicht 
nach, existiert ein EU-rechtliches Kontroll- und Sank-
tionsinstrumentarium in Form von Beschwerde- und 
Vertragsverletzungsverfah ren.

§ 1 
Schutzgebiet

(1) Das im Folgenden näher bestimmte Gebiet mit ei-
ner Größe von ca. 1086,33 ha wird zum Naturschutz-
gebiet erklärt. Es trägt die Bezeichnung Naturschutz-
gebiet „Steilhänge der Saar“ (N 6505-301) und ist Teil 
des Netzes Natura 2000 (§ 31 Bundesnaturschutz-
gesetz) als Gebiet von gemein schaftlicher Bedeutung 
gemäß der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 
21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräu-
me sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen (ABl. 
L 206 vom 22.07.1992 S. 7) und als Europäisches 
Vogelschutz gebiet gemäß der Richtlinie 2009/147/
EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
30. November 2009 über die Erhaltung der wildleben-
den Vogelarten (ABl. L 20 vom 26. Januar 2010 S. 7) 
in der jeweils geltenden Fassung.

Das Schutzgebiet liegt in der Gemeinde Mettlach, 
Gemarkungen  Tünsdorf, Nohn, Orscholz, Mettlach, 
Keuchingen, Weiten und Saarhölzbach, in der Gemein-
de Perl, Gemarkung Büschdorf und in der Stadt Mer-
zig, Gemarkung Besseringen.

(2) Das Schutzgebiet ist in der anliegenden Übersichts-
karte, die Bestandteil dieser Verordnung ist, durch 
schwarze Umrandung gekennzeichnet. Die flurstück-
genaue Abgrenzung ist in Detailkarten 1 : 2.000 mit 
Flurstücknummern und Randsignatur, die ebenfalls 
Bestandteil dieser Verordnung sind, wiedergegeben. 
Diese Karten und der Verordnungstext werden im 
Minis terium für Umwelt und Verbraucherschutz – 
Oberste Naturschutzbehörde –, Saarbrücken, verwahrt. 
Eine weitere Ausfertigung befindet sich bei der Ge-
meinde Mettlach, der Gemeinde Perl sowie der Stadt 
Merzig. Verordnungstext und Karten können bei den 
ge nannten Stellen eingesehen werden.

(3) In den Detailkarten werden, soweit dies für die 
Anwendbarkeit nachfolgender Regelungen erfor-
derlich ist, die Lebensraumtypen und deren Erhal-
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Bundes  befindlichen Grundstücke und bei vertrag-
lichen Vereinbarun gen zur Förderung der Nutzung sind 
die Vorgaben des Managementplans für die betroffe-
ne Fläche zu beachten und in den Pachtvertrag aufzu-
nehmen.

§ 6 
Ausnahmen, Anordnungsbefugnis

(1) Die Oberste Naturschutzbehörde kann für eine vor 
Inkrafttreten dieser Verordnung rechtmäßig durch-
geführte Nutzung Ausnahmen von Beschränkungen 
und Maßgaben nach § 3 sowie von der Unzulässigkeit 
gemäß § 4 zulassen, wenn dadurch der Schutzzweck 
nicht beeinträchtigt wird.

Für sonstige Maßnahmen geringen Umfanges kann 
die Oberste Naturschutzbehörde Ausnahmen zulassen, 
wenn dadurch der Schutzzweck nicht beeinträchtigt 
wird.

§ 67 des Bundesnaturschutzgesetzes bleibt unberührt.

(2) Handelt es sich um ein Projekt im Sinne des § 34 
des Bundesnaturschutzgeset zes oder um einen Plan im 
Sinne des § 36 des Bundesnaturschutzgesetzes sind die 
diesbezüglichen Verfahrensregelungen des Saarländi-
schen Naturschutzgesetzes anzuwenden.

(3) Soweit durch Maßnahmen oder Handlungen eine 
Beeinträchtigung des Erhal tungszustandes eines 
Lebens raumtyps oder einer Art eingetreten ist oder 
begründet zu erwarten ist, kann das Landesamt für 
Umwelt- und Arbeitsschutz Anordnungen tref fen, um 
die Erhaltung oder Wiederherstellung des Erhaltungs-
zustandes sicher zu stellen.

§ 7 
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des § 52 Absatz 1 Num-
mer 5 des Saarländischen Natur schutzgesetzes handelt, 
wer in dem Schutzgebiet vorsätzlich oder fahrlässig 
gegen Regelungen der §§ 3 oder 4 verstößt.

§ 8 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach Ihrer Verkündung 
im Amtsblatt des Saarlandes in Kraft.
Gleichzeitig treten die Verordnungen der Natur-
schutzgebiete „Saar-Steilhänge/Lutwinuswald“ vom 
10. März 2003 (Amtsbl. I S. 943), „Steinbachtal west-
lich Saarschleife“ vom 4. September 1991 (Amtsbl. 
S. 1086), „Hundscheiderbachtal“ vom 18. Febru-
ar 1985 (Amtsbl. S. 1880) und „Erweiterung Hund-
scheiderbachtal“ vom 17. November 1986 (Amtsbl. 
S. 1125) in der jeweils geltenden Fassung außer Kraft.
Auf den in § 1 dieser Verordnung bezeichneten Flä-
chen treten gleichzeitig die „Verord nung über das 
Landschaftsschutzgebiet „Saarschleife und Leukbach-
tal“ im Kreis Merzig-Wadern“ vom 1. Dezember 1966 
(Amtsbl. S. 153) und die „Verordnung zum Schutze 
von Landschaftsteilen im Kreise Merzig-Wadern“ vom 
4. Juli 1952 (Amtsbl. S. 603) in der jeweils geltenden 
Fassung außer Kraft.
Saarbrücken, den 21. Juni 2017

Der Minister für Umwelt 
und Verbraucherschutz

Jost

G.Schommer
Hervorheben

G.Schommer
Hervorheben
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